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Beschluss

In dem Rechtsstreit

uJegenSEGmbH

Aufgrundder Verpflichtung aus dem vollstreckbaren Vergleichdes Amtsgafichts
Rheine vom 19.07.2018 (AZ: 14 C 244/15) wird nach Anhörung der Schuldnerpartei

angeordnet:

Die Gläubigerpartei wird ermächt&gt auf Kosten der Schuidnerparteq folgende

Nachbesserungsarbeiten an der Photovoltaikanlage durch Dritte vornehmen zu
lassen:

verbinden1) das.Montagegestell mit dem Hauptpotentialausgleich

sowie Kabel und Stecker auf der
2) Stecker, soweit noch mcht erfolgt, hochbmden

}

UnterseitederSchiene verbinden

3) auf jeder Dachseite eine Einführungspfanne einbauen und die Kabel dort
'

durchführen.

d1e der Giäubrge;parten durch dieDer Schuldnerpartei wird aufgegeben, auf
Vorschuss in

VVornahme der Handlung voraussichtlich entstehenden Kosten einen
zu zahlen (8 887Abs. 2 ZPO)

Höhe von 1.500,00 Euro an die Gläubigerpartei

Die Kosten des Verfahrens trägt die Schuldnerpartei.
'

Der Streitwertwivd auf 1.500,00 EUR festgesetzt.



ı —ßmnäß8887Abs. 1 ZPO war der Kläger auf semen Antrag hin zu ermächtigen, auf
der Photovoltaikanlage durch

_ Kosten der Beklagten Nachbesserungsarbeiten an

einen Dritten vornehmen zu lassen, da die Beklagte ihre Verpflichtung aus dem

Vergleich vom 19.07.2018 nicht vollständig nachgekommen ist.
Dies eréibt sich aus dem Sachverständigeng_uta(:bt‚en des Dipl.-Ing,a
vom 11.11.2019. Dieser hatte die Photovoltaikanlage des Klägers nach den

_Nachbesserungsarbeiten durch die Beklagte erneut in Augenschein genommen und
.

dabei'fe$tgestettt, dass die Nacharbeiten gemäß Verpflichtung aus dem Vergleich
nicht vollständig erbracht worden waren. So muss das

_vom19.07.2018

Montagegesteft noch mit dem Hauptpotentza%ausglezch verbunden werden., Ferner
sind einige Kabel und Stecker noch zu befestigen bzw. hochzubinden und auf der
Unterserte der Schiene zu verbinden. Weiterhin müssen noch zwei

- Einführungspfannen auf dem Dach eingesetzt werden, um dort Kabel

hmdumhzuführan
-

Soweit dieB®k@gtemeint, die Dacheinführungspfannen seien bauseits zu steiten‚ ist
_

_ dem nwhtZzufolgen. Vielmehr hat eine Firma, dieeine Photovoltaikanlageauf ein

Dach anbrmgt‚ auch dafür Sorge zu tragen, dass entsprechende Einführungspfannen
verwendetwerden, durch die eine Kabelemführung möglich ist. Insoweit hatder
Sachvsmtändg@ überzeugend ausgeführt,dass für eine fachgerechte Ausführung
Daoheangspfannen Zu verwenden sind.DieBeklagte ist daher verpflichtet,
diese Pfannen zu besorgen Außerdem hat sie sich im Vergleich hierzu vemfirchtet

Dl$ 39Mngte istaufgrund des Vergleichszudem verpflichtet, alle Kabelund Stecker

„hochzubinden,. Nach den Angaben des Sachverständigengutachtens rst dies blslang
nicht geschehen.

,

Aufgrund des Vergleichs ist sie auch verpflichtet, die Kabel und Stecker auf der
. UnterseitederSchienen anzubringen. Auch wennder Sachverständigediese

O Maßnahma im Nachhinein nicht mehr für zwingend notwendig ansieht, hat sich die

Beklagte dennoch bei Abschluss des Vergleichs verpflichtet, eine solche Umlegung
der Leztungen vorzunehmen An diese Verpflichtung ist sie daher weiterhin

n gebunden Eine Umlegung der Le1tungen auf die Schienenrückseite ist auch nicht-
sinnlos ederüberfhxss&g wae die Beklagte meint, sondem stellt nach den Angaben

_ _

_ des Sachverständagen grundsätzbch eine Verbesserung dar, auchwenn sie nur
genngfx)gzg ist, Auch wenn diese Maßnahme .nicht zwingend erforderlich ist, ist die

— Beklagte schon alleine aufgrund ihrer Verpflichtung aus dem Vergleich verpfimhtet
_ diese Nachbesserungsarbeiten zu erledigen.
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Die Beklagtehat es zudem bislang versäumt, das System an das Erdungssystem

anzubinden. Soweit die Beklagte meint, dies sei ihr nicht vörzuwerfen, weil der‘ -

Anschluss über das vorhandene Leerrohr vom Kläger vor Ort ausdrücklich verweigert

worden sei und ihr Vorschlag, einenAnschluss an die PA-LeitungderSatelliten

vorzunehmen vom Sachverständigen abgelehnt worden sei, kann sie sich hierauf

nicht mit Erfolg berufen. Denn laut Vergleich hat.sie verpflichtet, die

Nachbesserungsarbeiten.nach den.Vorgaben des Sachverständigen durqhzuführen

Spmrt ist sie verpflichtet, die Anschlussvariante über das vorhandene Leerrohr-wie:;
vom Sachverständigen vorgeschlagen - durchzuführen.

Soweit sie behauptet, dass sie diese Arbeiten nicht habe durchführen können, weil

der Kläger sich auf diverse Terminanfragen nicht gemeldet habe, hat sie hierfür

keinen Beweis angetreten Sie hat insbesondere nicht dargetan dass sie ihre

Nachbesserungsarbeiten könkret angeboten hat und der Kläger sich in
Annahmeverzugbefindet. Die pauschale Behauptung, der Klägerhabe auf ihre
Anfragen nicht geantwortet, ist jedenfalls nicht ausre1chend um den Klägerin
Annahmeverzug Zzu setzen

Die Bek!agte muss sich daher die noch nicht durchgeführten Arbeiten als

Nichterfüllung vorwerfen lassen, zumal der Vergleich bereits:am 19.07.2018

geschlossenwurdeund die Nachbesserungsarbeiten bis zum 31.10.2018-
dürchgeführt werden sollten. Unstreitig wurde sie seitens des Klägers nochmals

aufgefordert, die Arbeiten bis zum 29.01.2019 zu erledigen. Trotz dieser
mit demNachfristsetzung hat sie nicht nachzuweisen vermocht, versucht zu.haben,

15:03:2019-Kläger einenTermin zu vereinbaren, so dass der Kläger schließlich am
einen Antrag nach $ 887 ZPO stellte.

19.07.2018 über
Die Beklagte ist somit ihrer Verpflichtung aus dem Vergleich vom

dass der Kläger berechtngt_einen Zeitraum. von 9 Monaten nicht nachgekommen, so n

war, einen Vollstreckungsantrag nach $ 887 ZPO zu stellen.
außerdem berechtigt, gegen die BeklagteDer Kläger war gemäß $ 887 Abs. 2 ZPO

‚einen Antrag auf Vorauszahlung der Kosten, die durch die Vornahme der Handlung
entstehen werden, zu stellen. Nach den Angaben des Sachverständigen belaufen

auf ca. 1.500 Euro. Dennsich die Kosten für die noch ausstehenden Nacharbeiten

aus arbeitstechnischen Gründen ist zur Absturzsicherung ein Gerüst aufzustellen, da
ist. Da alleine das Aufstellen desdie Verwendung von Leiter und PSA nicht zulässig

sich Kosten für
_ Gerüstes Kosten in Höhe von 500,00 Euro netto verursacht, ergeben

die Nachbesserung in Höhe von ca. 1.500 Euro brutto.

Rechtsbehelfsbelehrung:
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en-diesenBeschluss ist die sofortigeBeschwerdestatthaft, Die.sotoeflag
‚*B%MMQ%beidem Nntsgem:htRheine,Salzbergener Str..29,48431 Rheine,,

n icht Münster, Am. Stadtgraben.”10 48143Münster,.Mißblß an A

‚deutscherSp Aaer zur Nß®ß@flfidß‘ G%Ghäfiß$t&l%m R2

'desangefochtenen Beschlusses -

Die sofortige ßeschwerde muss dieBezeechnung

sowiedieErklärung enthalten, dass sofortigeBeschwerdegegendiewn BewNm
‘

emgdegtwird‘Sie istzuunterzerchnenund soll begründetwerden: 2

Diesafo&ige Beschwerde muss spätestens innerhalh einer Notfrist von mi

_ Woche _,j,ä@g@‚@mtggpr;chtRheine oder dem Landgericht Mu‘mßterern939angen _
dann,wenndie sofort;geBesghwerdezur.h;mdersthätde: n‚sein. Omggkauch

Whäifisie!leeines anderan Amtsgerichts abgegeben wurde Die'Ffisimm.
der Zustellungdes.MU$$SS‚spätestens.mit Ablauf von fünfM9nat@nnachErlass,

des BASCÄMAARS: men n

_ Hinweis zum a!ektronmhen Rechtsverkehr '

Die Em&egung ist auchdurch Übertragung eines elektronischen Dokuments an dt&

e PoststelledesGerichtsmöglich. Das elektronische Dokumentmuss‚für”

die Bea;bmtung'durch das Gericht geeignetundmit einer:@%tzfs2m!an D

elektronischen Signatur der verantwortenden Personversehensein.oder vonder:
verantwortenden Personsigniert und aufeinemsicheren ÜbermittlungsweggemaßS
130a ZPO nachnäherer Maßgabe der Vermdnung über dietechnischen.‚ B

jedingungen des elektronischen Rechtsverkehrsund überdas:besondere:-

ehördenpostfach (BGBl.2017 1, ‚S. 3803) eingereichtwerden::Weflma ;
lnfomatmnen erhatten Sie auf der Internetseite Mggg_;g_9g \

;
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